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Beschluss 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung 
beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 15/7252, 15/8339 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung der 
Verwaltungsgerichtsordnung 

§ 1 

Das Gesetz zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsord-
nung (AGVwGO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 20. Juni 1992 (GVBl S. 162, BayRS 34-1-I), zuletzt 
geändert durch § 1 des Gesetzes vom 23. Juni 2006 (GVBl 
S. 330), wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 1 Abs. 1 Satz 3 wird das Wort „drei“ durch das 
Wort „vier“ ersetzt. 

2. Art. 15 erhält folgende Fassung:  

„Art. 15 

(1) 1Gegen einen nur an ihn gerichteten Verwaltungsakt 
kann der Betroffene  

1. im Bereich des Kommunalabgabenrechts, 

2. im Bereich des Landwirtschaftsrechts einschließ-
lich des Rechts landwirtschaftlicher Subventionen 
sowie im Bereich des Rechts forstlicher Subventi-
onen und jagdrechtlicher Abschussplanverfahren, 

3. im Bereich des Schulrechts einschließlich des 
Rechts der Schulfinanzierung und Schülerbeförde-
rung, 

4. in den Bereichen des Ausbildungs- und Studien-
förderungsrechts, des Heimrechts, des Kinder- und 
Jugendhilferechts, der Kinder-, Jugend- und Fami-
lienförderung, des Kriegsopferfürsorgerechts, des 
Schwerbehindertenrechts, des Unterhaltsvorschuss-
rechts, des Wohngeldrechts, des Rundfunkgebüh-
renrechts und im Rahmen der Förderungen nach 
dem Europäischen Sozialfonds (ESF-Förderung), 
soweit jeweils der Verwaltungsrechtsweg eröffnet 
ist, 

5. in Angelegenheiten der Beamten mit Ausnahme 
des Disziplinarrechts, 

6. bei personenbezogenen Prüfungsentscheidungen 

entweder Widerspruch einlegen oder unmittelbar Klage 
erheben; in den Angelegenheiten der Nr. 5 gilt Entspre-
chendes für Leistungs- und Feststellungsklagen. 2Rich-
tet sich der Verwaltungsakt in diesen Bereichen an 
mehrere Betroffene, kann jeder von ihnen unmittelbar 
Klage erheben, wenn alle Betroffenen zustimmen. 
3Wird unmittelbar Klage erhoben, bedarf es keiner 
Durchführung eines Vorverfahrens nach § 68 VwGO. 

(2) Soweit in Abs. 1 nichts Abweichendes geregelt ist, 
entfällt das Vorverfahren nach § 68 VwGO. 

(3) 1Die Abs. 1 und 2 gelten nur für Verfahren der Be-
hörden des Freistaates Bayern, der Gemeinden und 
Gemeindeverbände und der sonstigen der Aufsicht des 
Freistaates Bayern unterstehenden juristischen Perso-
nen des öffentlichen Rechts. 2§ 68 Abs. 1 Satz 2 Nrn. 1 
und 2 VwGO sowie sonstige abweichende Regelungen 
in anderen Gesetzen und Rechtsverordnungen bleiben 
unberührt.“ 

3. Art. 16 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 erhält folgende Fassung:  

„1Vertretungsbehörde des Freistaates Bayern vor 
den Gerichten der Verwaltungsgerichtsbarkeit ist in 
den Fällen des § 45 VwGO die Ausgangsbehörde 
und in den übrigen Fällen die Landesanwaltschaft 
Bayern, soweit die Vertretung nicht auf eine andere 
Behörde oder Stelle übertragen ist.“ 

b) In Satz 3 werden die Worte „Verordnung vom 13. 
November 2001 (GVBl S. 742)“ durch die Worte 
„§ 2 der Verordnung vom 9. Januar 2007 (GVBl S. 
12)“ ersetzt. 

§ 2 
1§ 1 Nr. 2 gilt für alle Verwaltungsakte, die ab dem 1. Juli 
2007 bekannt gegeben werden, und für beamtenrechtliche 
Feststellungs- und Leistungsklagen, die ab diesem Zeit-
punkt bei Gericht anhängig werden. 2Für Verwaltungsakte, 
die vor dem 1. Juli 2007 erlassen, aber erst danach bekannt 
gegeben wurden, richtet sich das Vorverfahren nach der bis 
zum 30. Juni 2007 geltenden Rechtslage. 

§ 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2007 in Kraft. 

(2) Abweichend von Abs. 1 tritt § 1 Nr. 1 am 1. Januar 
2008 in Kraft.  

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - 
Parlamentspapiere abrufbar. Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen/Tagesübersicht zur Verfügung. 



Seite 2 Bayerischer Landtag 15. Wahlperiode Drucksache  15/8406 

Der Präsident 

I.V. 
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